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  (bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 

1 Mit Urteil vom 27. Januar 2011 - V R 38/09 -1 hat sich der Bundesfinanzhof auch zum 

Vorliegen einer Geschäftsveräußerung im Ganzen bei der der Veräußerung von Gesell-

schaftsanteilen geäußert. Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den 

obersten Finanzbehörden der Länder gilt zur Anwendung dieser Entscheidung Folgendes: 

 

2 Gemäß § 1 Abs. 1a UStG unterliegen die Umsätze im Rahmen einer Geschäftsveräußerung an 

einen anderen Unternehmer für dessen Unternehmen nicht der Umsatzsteuer. Eine Geschäfts-

veräußerung liegt vor, wenn die wesentlichen Grundlagen eines Unternehmens oder eines in 

der Gliederung eines Unternehmens gesondert geführten Betriebs im Ganzen entgeltlich oder 

unentgeltlich übereignet oder in eine Gesellschaft eingebracht werden. Der erwerbende 

Unternehmer tritt an die Stelle des Veräußerers. 

 

3 Im Rahmen einer Geschäftsveräußerung im Sinne des § 1 Abs. 1a UStG  kann die unterneh-

merische Tätigkeit des Erwerbers auch erst mit dem Erwerb des Unternehmens oder des 

gesondert geführten Betriebs beginnen. Entscheidend ist, dass die übertragenen Vermögens-

gegenstände ein hinreichendes Ganzes bilden, um dem Erwerber die Fortsetzung einer bisher 

durch den Veräußerer ausgeübten unternehmerischen Tätigkeit zu ermöglichen, und der 

Erwerber dies auch tatsächlich tut (vgl. Abschnitt 1.5 Abs. 1 UStAE). 

 

                                                 
1 Das Urteil wird zeitgleich im Bundessteuerblatt II veröffentlicht. 



 
Seite 2  4 Das bloße Erwerben, Halten und Veräußern von gesellschaftsrechtlichen Beteiligungen stellt 

nach der Rechtsprechung des EuGH und des BFH keine unternehmerische Tätigkeit dar. 

Vielmehr ist eine solche Tätigkeit erst bei Hinzutreten weiterer Umstände (vgl. Abschnitt 2.3 

Abs. 3 Satz 5 UStAE) als unternehmerisch veranlasst anzusehen. 

 

5 Demnach wird bei der Veräußerung eines bloßen Gesellschaftsanteils kein hinreichendes 

Ganzes übertragen, das dem Erwerber allein die Fortsetzung einer bisher durch den Veräuße-

rer ausgeübten unternehmerischen Tätigkeit ermöglicht. Auf die Höhe der Beteiligung kommt 

es dabei nicht an. Erst wenn der Erwerber in Rechtsverhältnisse eintritt, durch die das Halten 

der Beteiligung beim Veräußerer als unternehmerisch veranlasst anzusehen war, wird ein hin-

reichendes Ganzes zur Fortführung eines Geschäftsbetriebs übertragen. Diese Voraussetzung 

ist in den Fällen der Organschaft insbesondere dann erfüllt, wenn der Erwerber in die die 

wirtschaftliche Eingliederung vermittelnden Beziehungen zwischen bisherigem Organträger 

und der Organgesellschaft eintritt. Eine nicht steuerbare Geschäftsveräußerung kann in diesen 

Fällen auch dann vorliegen, wenn zwischen dem Erwerber der Beteiligung und der Gesell-

schaft, an der die Beteiligung besteht, aus anderen Gründen kein Organschaftsverhältnis 

begründet wird. 

 

Änderung des Umsatzsteuer-Anwendungserlasses 

 

6 Abschnitt 1.5 des Umsatzsteuer-Anwendungserlasses vom 1. Oktober 2010 (BStBl I S. 846), 

der zuletzt durch das BMF-Schreiben vom 2. Januar 2012 - IV D 2 - S 7300/11/10002 

(2011/1014846) - geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

 

1. Absatz 6 Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

 

„
4
Soweit einkommensteuerrechtlich eine Teilbetriebsveräußerung angenommen wird (vgl. 

R 16 Abs. 3 EStR 2008), kann vorbehaltlich des Absatzes 9 umsatzsteuerrechtlich von der 

Veräußerung eines gesondert geführten Betriebs ausgegangen werden.“ 

 

2. Nach Absatz 8 wird folgender neuer Absatz 9 angefügt: 

 

„G e s e l l s cha f t s r e ch t l i c h e  Be t e i l i g u ng e n  

 

(9)  1Bei der Veräußerung eines bloßen Gesellschaftsanteils wird kein hinreichendes 

Ganzes übertragen, das dem Erwerber allein die Fortsetzung einer bisher durch den 

Veräußerer ausgeübten unternehmerischen Tätigkeit ermöglicht. 2Auf die Höhe der 

Beteiligung kommt es dabei nicht an. 3Erst wenn der Erwerber in Rechtsverhältnisse 

eintritt, durch die das Halten der Beteiligung beim Veräußerer als unternehmerisch 

veranlasst anzusehen war (vgl. Abschnitt 2.3 Abs. 3 Satz 5), wird ein hinreichendes 

Ganzes zur Fortführung eines Geschäftbetriebs übertragen. 4Diese Voraussetzung ist in 

den Fällen der Organschaft insbesondere dann erfüllt, wenn der Erwerber in die die 



 
Seite 3  wirtschaftliche Eingliederung vermittelnden Beziehungen zwischen bisherigem Organ-

träger und der Organgesellschaft eintritt. 5Eine nicht steuerbare Geschäftsveräußerung 

kann in diesen Fällen auch dann vorliegen, wenn zwischen dem Erwerber der Beteili-

gung und der Gesellschaft, an der die Beteiligung besteht, aus anderen Gründen kein 

Organschaftsverhältnis begründet wird.“ 

 

7 Die Grundsätze dieses Schreibens sind in allen offenen Fällen anzuwenden. Für vor dem 

31. März 2012 ausgeführte Umsätze wird es nicht beanstandet, wenn der Unternehmer bei 

Vorliegen der Voraussetzungen von R 16 Abs. 3 Satz 6 und 7 EStR 2008 von der Veräuße-

rung eines gesondert geführten Betriebs ausgeht. 

 

Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht und steht ab sofort für eine 

Übergangszeit auf den Internet-Seiten des Bundesministeriums der Finanzen 

(http://www.bundesfinanzministerium.de) unter der Rubrik Wirtschaft und Verwaltung - 

Steuern - Veröffentlichungen zu Steuerarten - Umsatzsteuer - zum Herunterladen bereit. 
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